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Verfahren der Erarbeitung von multilateralen Verträgen 
im Rahmen der Vereinten Nationen einer Überprüfung 
unterzogen werden sollten. Der australische Vertreter be­
zeichnte es als das Ziel dieser Initiative, bessere und 
effektivere Methoden der Ausarbeitung völkerrechtlicher 
Verträge zu finden.7 In den 33 Jahren seit ihrer Gründung 
seien im Rahmen der UNO mehr als 80 multilaterale Ver­
träge abgeschlossen worden, wobei die Wege und Metho­
den des Zustandekommens dieser Verträge sehr unter­
schiedlich gewesen seien. Trotz gründlicher und z. T. lang­
jähriger Vorbereitungsarbeiten und Verhandlungen in den 
verschiedensten Gremien innerhalb und außerhalb der 
UNO seien internationale Konventionen, ungeachtet ihrer 
Bedeutung, oft nur von einer kleinen Anzahl von Staaten 
ratifiziert worden. Deshalb sei es erforderlich, nach den 
Ursachen für solch eine unbefriedigende Situation zu su­
chen.

In der Diskussion zu diesem Tagesordnungspunkt, an 
der sich Delegierte von 43 Staaten beteiligten, wurde über­
einstimmend darauf hingewiesen, daß es nicht darum ge­
hen kann, einen starren Kodex von Regeln aufzustellen, 
der einheitlich auf alle Typen multilateraler Verträge an­
gewendet wird. Der unterschiedliche Gegenstand der ein­
zelnen Verträge und die differenzierten Ziele, die mit den 
jeweiligen Verträgen erreicht werden sollen, erfordern 
unterschiedliche Verfahren der Vertragsausarbeitung.

Der Delegierte der UdSSR erklärte, daß die Absicht, 
durch eine Überprüfung der Verfahren der Vertragserar­
beitung die Ratifikation von Verträgen zu erleichtern, un­
realistisch sei, da die Ratifikation von Verträgen allein 
vom politischen Willen jedes einzelnen Staates abhänge. 
Allerdings könnte den Staaten die Entscheidung über die 
Ratifikation eines Vertrags dadurch erleichtert werden, daß 
bei seiner Ausarbeitung die Positionen aller Staaten stärker 
berücksichtigt werden.8

Die Vertreter der sozialistischen Staaten sowie eine 
Reihe von Entwicklungsländern regten an, daß eine Über­
prüfung der Verfahren der Ausarbeitung von Verträgen 
vor allem dem Ziel dienen sollte, die Rolle der UNO und 
insbesondere ihres Rechtsausschusses bei der Schaffung 
multilateraler Verträge zu stärken. Es sollte zur Regel 
werden, Entwürfe von Verträgen, die von der Völker­
rechtskommission erarbeitet wurden, abschließend im 
Rechtsausschuß der UN-Vollversammlung zu erörtern und 
anzunehmen. Dadurch könnten die bisherige Praxis der 
Einberufung spezieller Staatenkonferenzen zur Annahme 
multilateraler Verträge weitgehend eingeschränkt, umfang­
reiche finanzielle Aufwendungen eingespart und allen 
Staaten die Teilnahme an der Erarbeitung weltweiter 
multilateraler Verträge ermöglicht werden.

Die Vertreter von national befreiten Staaten Afrikas 
und Asiens hatten in der Diskussion darauf hingewiesen, 
daß sich eine Reihe von Entwicklungsländern angesichts 
der immer zahlreicher werdenden Kodifikationskonferen­
zen großen personellen und finanziellen Problemen gegen­
übersehen. Für einige Entwicklungsländer sei es bereits 
nicht mehr möglich, an allen Staatenkonferenzen zur Er­
arbeitung multilateraler Verträge teilzunehmen, was zur 
Folge habe, daß ihre Positionen in neuen Verträgen oft 
nicht genügend berücksichtigt würden.8

In der im Ergebnis der Debatte von der UN-Vollver- 
sammlung am 8. Dezember 1977 im Konsensus angenom­
menen Resolution 32/48 wurde der UN-Generalsekretär 
aufgefordert, der 34. UN-Vollversammlung einen Bericht 
über die Techniken und Verfahren bei der Ausarbeitung 
multilateraler Verträge vorzulegen. Die Regierungen sowie 
die UN-Völkerrechtskommission werden gebeten, dem UN- 
Generalsekretär ihre Stellungnahmen zu dieser Frage zu 
übermitteln. Die 34. UN-Vollversammlung wird auf der 
Grundlage des Berichts des UN-Generalsekretärs zu ent­
scheiden haben, wie bei der Überprüfung der Verfahren 
der Erarbeitung multilateraler Verträge weiter vorgegan­
gen werden soll.

Keine Notwendigkeit
für eine Revision der UN-Charta

Die Debatte über den Bericht des Sonderausschusses über 
die Charta der Vereinten Nationen und die Stärkung der 
Rolle der Organisation!0 konzentrierte sich auf die Ein­
schätzung des Standes der Arbeiten im Sonderausschuß 
und die Zukunft dieses Ausschusses.

Die Vertreter sozialistischer Staaten machten auf den 
Ernst der Lage aufmerksam, die dadurch entstanden ist, 
daß unter Verletzung des vereinbarten Konsensusprinzips 
durch eine Abstimmung die Aufnahme von Arbeitspapie­
ren in den Bericht durchgesetzt wurde. Diese Arbeits­
papiere enthalten Vorschläge zur Revision der Charta. Die 
Vertreter der UdSSR, der DDR und anderer sozialistischer 
Staaten bekräftigten erneut, daß es keinerlei Notwendig­
keit für eine Revision der UN-Charta gibt. Gleichzeitig 
brachten sie ihre Überzeugung zum Ausdruck, daß durch 
die Ausschöpfung der Reserven, die die UN-Charta zwei­
fellos noch enthält, die Effektivität der Tätigkeit der Ver­
einten Nationen beträchtlich erhöht werden kann.

Im Ergebnis langwieriger Konsultationen gelang es, 
einen Resolutionsentwurf auszuarbeiten, in dem der Son­
derausschuß aufgefordert wird, ein allgemein annehmbares 
Übereinkommen anzustreben; gleichzeitig wird an die Mit­
gliedstaaten des Ausschusses appelliert, voll an der Arbeit 
zur Erfüllung seines Mandats mitzuwirken.

Des weiteren wurde der Sonderausschuß in der Reso­
lution erneut auf gef ordert, sich auf die Fragen zu konzen­
trieren, über die eine allgemeine Übereinstimmung möglich 
ist. Damit war die UN-Vollversammlung in der Lage, die 
Resolution 32/45 am 8. Dezember 1977 ohne Abstimmung 
anzunehmen.

Kampf gegen internationalen Terrorismus 
und Geiselnahmen

Während der 32. UN-Vollversammlung wurden im Rechts­
ausschuß auch die Berichte der ad-hoc-Ausschüsse über 
internationalen Terrorismus11 sowie über die Ausarbeitung 
einer Internationalen Konvention gegen die Geiselnahme12 
erörtert. Die Berichte lassen erkennen, daß beide Aus­
schüsse im Jahre 1977 nur geringe Fortschritte in ihrer Ar­
beit machen konnten.

In beiden Ausschüssen vertreten die sozialistischen 
Staaten sowie die national befreiten Staaten auf der einen 
Seite und die imperialistischen Staaten auf der anderen 
Seite gegensätzliche Positionen sowohl zur Begriffsbestim­
mung des internationalen Terrorismus bzw. von Geiseln als 
auch hinsichtlich der Ursachen für solche internationalen 
Terrorakte und über die wirksamsten Methoden zu ihrer 
Bekämpfung. .

Die Diskussionen im Rechtsausschuß über die Berichte 
der beiden ad-hoc-Ausschüsse waren von der Besorgnis 
über die ansteigende Zahl von internationalen Terror­
akten gekennzeichnet. Die Delegierten der sozialistischen 
Staaten verurteilten in ihren Stellungnahmen erneut jeg­
liche Akte des internationalen Terrorismus, da sie un­
schuldige Menschenleben kosten, die Entwicklung der 
friedlichen zwischenstaatlichen Zusammenarbeit stören und 
den Prozeß der internationalen Entspannung behindern 
können. Die Vertreter der UdSSR und der CSSR verwiesen 
darauf, daß einige Staaten nach wie vor auf ihrem Hoheits­
gebiet faschistische, neofaschistische und revanchistische 
Terrororganisationen dulden, die nicht nur feindselige Pro­
paganda gegen andere Staaten betreiben, sondern auch 
Terroranschläge auf Repräsentanten ausländischer Staaten 
verüben. Die Delegierten kennzeichneten z. B. die Unter­
drückungsmaßnahmen der Rassistenregimes im Süden 
Afrikas als Akte des Staatsterrorismus, die ebenso wie Ter­
rorhandlungen von Einzelpersonen oder Gruppen von einer 
Internationalen Konvention gegen internationalen Terro­
rismus erfaßt werden müßten.


